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50 Jahre Integrationsforschung: Rückblick und Perspektiven

Institut für Europäische Politik*

50 Jahre Institut für Europäische Politik: 50
Jahre „Integrationsverantwortung“

Seit 1959 ist das Institut für Europäische Poli-
tik (IEP) als gemeinnützige Organisation auf
dem Gebiet der europäischen Integration tä-
tig. Damit hat das IEP an der Schnittstelle von
Wissenschaft, Politik, Verwaltung und politi-
scher Bildung den Prozess der europäischen
Einigung seit den Anfängen begleitet. Anläss-
lich des 50-jährigen Bestehens des IEP fand
im Oktober 2009 die jährliche Expertenkonfe-
renz des IEP in Zusammenarbeit mit seinem
Wissenschaftlichen Direktorium statt. Der
Vorsitzende des Wissenschaftlichen Direkto-
riums, Michael Kreile, und der Direktor des
IEP, Mathias Jopp, unterstrichen in ihrer Ein-
führung, dass es dem IEP sehr gerecht werde,
die 50-Jahr-Feier auf wissenschaftliche Art
mit einer Konferenz zu begehen. Auf der in-
terdisziplinären Konferenz sprachen Politik-,
Rechts- und Wirtschaftswissenschaftler sowie
Vertreter der Bundesregierung und der euro-
päischen Institutionen zu aktuellen europä-
ischen Themen und debattierten zusammen
mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern
rückblickend und vorausschauend Fragen der
europäischen Integrationsforschung. Ziel der
Konferenz war es dabei, eine Zwischenbilanz
der Integrationsforschung zu ziehen (siehe
Programmübersicht).

Zu Beginn der Tagung übermittelte Michael
Clauß die Glückwünsche des Auswärtigen
Amtes zum 50-jährigen Bestehen des IEP.
Auch Staatsminister Günter Gloser würdigte
in einer abendlichen Festansprache die Arbeit
des IEP. Dabei betonte er dessen Rolle als
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Mittler zwischen Wissenschaft, Politik und
Öffentlichkeit. Für die Verbindung von Wis-
senschaft und Politik sei gerade die langjäh-
rige Zusammenarbeit zwischen dem IEP und
dem Auswärtigen Amt ein sehr gutes Bei-
spiel. Als einige der derzeit anstehenden gro-
ßen europäischen Themen skizzierten die bei-
den Vertreter des Auswärtigen Amtes die
mögliche Zukunft und Umsetzung des Vertra-
ges von Lissabon, den Beginn einer neuen
Phase deutscher Europapolitik, die Wirt-
schafts- und Finanzkrise, den Klimaschutz,
die EU-Außenpolitik und die EU-Erweite-
rung.

Auch Heinrich Schneider honorierte in sei-
nem Eröffnungsvortrag die Arbeit des Insti-
tuts: vor 50 Jahren als Bildungswerk durch
die Europa-Union gegründet, begleitet das
IEP seither die europäische Integration.
Schneider hob hervor, dass das IEP nun die
„Prioritäten seines Wirkens neu definieren“
müsse, um sich weiterhin den Herausforde-
rungen der Gegenwart und Zukunft zu stellen
und seiner eigenen „Integrationsverantwor-
tung“ gerecht zu werden. Als Wunsch äußerte
er dabei ein ‚Mehr‘ an Fantasie in der Europa-
forschung. Mit Blick auf die zukünftige Ar-
beit des Instituts forderte Arno Krause in sei-
nem Kommentar zudem eine Stärkung der
Beziehungen zur Zivilgesellschaft. Rudolf
Hrbek unterstrich die Leistung des IEP als
Plattform zwischen Wissenschaft und Praxis
sowie zwischen den Disziplinen. 

Lehren aus der Vergangenheit für die Inte-
grationsforschung von Morgen 

Das erste Panel debattierte unter dem Vorsitz
von Wolfgang Wessels den Wandel der Euro-
paforschung im Laufe der Zeit. Dabei warfen
die Referenten einen Blick auf die vergange-
nen Jahrzehnte der Integrationsforschung und
entwickelten daraus Ansatzpunkte für deren
Weiterentwicklung in den kommenden Jah-
ren. 

Für Gianni Bonvicini, der die Europafor-
schung aus der Perspektive eines italienischen
Think Tanks beleuchtete, spielt die Politikfeld-
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orientierung bei der Arbeit von unabhängigen
Forschungseinrichtungen eine zunehmend
wichtige Rolle. Dabei liege der strategische
Vorteil von Think Tanks insbesondere in ihrer
Autonomie, die es ihnen ermögliche, gleich-
zeitig Regierungsferne wie Netzwerkfähigkeit
im europäischen Umfeld zu sichern. Mit Blick
auf seine eigenen Forschungsfelder, die Au-
ßen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik
der Europäischen Union, betonte Bonvicini,
dass sich die Qualität unabhängiger For-
schungsarbeit in den vergangenen Jahren ver-
bessert habe. Durch die Beschaffenheit der
Europäischen Union als sui generis-System
und ihren ständigen Umbau sei der kreativ-
analytische Blick, insbesondere von Nach-
wuchswissenschaftlern in regierungsunabhän-
gigen Institutionen, auch in Zukunft von gro-
ßer Bedeutung. 

Einen anderen Schwerpunkt setzte Beate
Kohler-Koch in ihrem Vortrag über den Wan-
del der Integrationsforschung, indem sie vier
übergeordnete Trends der Forschungsarbeit
skizzierte. Die Europaforschung habe sich, so
Kohler-Koch, in den vergangenen Jahren stär-
ker auf die Europäisierungsdebatte eingelas-
sen und sich von der reinen Integrationsfor-
schung gelöst. Gleichzeitig seien durch die
parallelen Prozesse der Vertiefung und Aus-
differenzierung vergleichende Forschungsan-
sätze bedeutungsvoller geworden. Der Gover-
nance-Ansatz im Sinne eines „Regierens ohne
Regierung“ habe an Einfluss gewonnen und
eine Rückbesinnung auf normative Fragen
und die Abkehr von zwischenzeitlich stark
positivistisch geprägten Debatten lasse sich
erkennen. Nach dieser Bestandsaufnahme
widmete sich Kohler-Koch den Defiziten der
Europaforschung und den gegenwärtigen Pro-
blemen des Integrationsprozesses. Dabei be-
tonte sie insbesondere die Heterogenität der
Forschung innerhalb der Europäischen Union,
die Problematik des Mangels europäischer
Öffentlichkeit und die Defizite des europä-
ischen Parlamentarismus. Daraus resultiere
ein beständiges Legitimationsproblem, zu
dessen Bewältigung in den kommenden Jah-

ren und Jahrzehnten auch die Integrationsfor-
schung ihren Beitrag leisten könne.
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Abschließend fasste Simon Bulmer den angel-
sächsischen Forschungsstand in den Integrati-
onswissenschaften zusammen und skizzierte
übergreifende Trendlinien. Dabei fiel insbe-
sondere der Gegensatz zwischen US-amerika-
nischer ‚grand theory‘ und britischer Empirie
auf. Diese Unterschiede seien in den vergan-
genen Jahrzehnten jedoch zunehmend aufge-
löst und rejustiert worden. Insgesamt sei eine
vermehrte Verwendung analytischer Instru-
mente in der Europaforschung zu beobachten
gewesen, die den übergeordneten Theorie-
schulen zunehmend den Rang abliefen. Bul-
mer schloss mit einem Plädoyer für mehr
Theoriebezug in der Europaforschung. 

Leitbilder europarechtlicher Integrationsfor-
schung: Kontinuität und Wandel

Im Vordergrund des nächsten Panels stand die
Skizzierung und Bewertung von Leitbildern
der rechtswissenschaftlichen Integrationsfor-
schung. 

Der Vorsitzende des Panels Peter-Christian
Müller-Graff betonte einleitend, dass sich die
Narrative des Europarechts im Laufe der eu-
ropäischen Integrationsgeschichte verändert
hätten. Nachdem in den Gründungsjahren die
organisationsdogmatische Erfassung einer
neuartigen supranationalen Organisation im
Mittelpunkt europarechtlicher Integrations-
forschung stand, rückte mit der Gründung der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft die
Untersuchung von Marktmechanismen mit
neofunktionalem Antriebspotenzial in den
Vordergrund. Spätestens mit der Einführung
der Direktwahl des Europäischen Parlaments
folgte schließlich ein drittes Analysemodell,
dessen Hauptaugenmerk auf dem Verfas-
sungscharakter des Gemeinschaftsrechts lag. 

Müller-Graff erläuterte, dass die skizzierte
Abfolge europarechtlicher Leitbilder jedoch
von bestimmten Entwicklungen durchbrochen
werde. So habe etwa das Leitbild der Konsti-
tutionalisierung der Europäischen Union seit
dem Scheitern des Verfassungsvertrages und
der rhetorischen Verabschiedung des Verfas-

sungstopos an Attraktivität verloren. Gleich-
zeitig bestehe unter juristischen Akteuren
Konsens über die Verfassungsqualität der eu-
ropäischen Rechtsordnung. Schließlich sei
auch die ordoliberale Betrachtung der Euro-
päischen Union noch heute „wirkmächtig“,
wie der Neuauftrieb der Frage nach der Inte-
grationsrolle der Wirtschaftsordnung zeigt. 

Einen linearen Wandel der Bilder des Europa-
rechts stellte auch Roland Bieber infrage.
Während sich die europäische Rechtsordnung
unter anderem durch richterliche Rechtsfort-
bildung und Vertragsänderungen stetig wan-
dele, blieben die Fragestellungen europarecht-
licher Integrationsforschung, wie jene nach
den Wechselwirkungen zwischen dem Recht
der Union und mitgliedstaatlichen Rechtsord-
nungen, unverändert. 

Der aktuellen Bedeutung des konstitutionalis-
tisch-legitimierenden Ansatzes des Europa-
rechts widmete sich Ulrich Hufeld. Er erläu-
terte, dass Konstitutionalisierung beginne,
wenn sich Toleranzen in Rechte umwandeln.
Das Europarecht vermittle bereits seit den frü-
hen 1960er Jahren Freiheitsrechte statt Tole-
ranzen. Der Primat der Freiheit, der durch das
Prinzip des Vorrangs institutionell abgesi-
chert ist, bedeute für den Unionsbürger eine
Reduzierung von Herrschaft, so Hufeld wei-
ter. In diesem Sinne seien die europarechtli-
chen Grundfreiheiten gerade in Zeiten eines
zunehmenden Legitimationsdefizits als eine
Legitimationsressource der Europäischen
Union anzusehen. 

Hufeld kritisierte, dass das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Urteil zum Vertrag
von Lissabon das Europa der Freiheiten nicht
würdige. Grundfreiheiten und gemeinschaftli-
che Rechte würden vielmehr von Überlegun-
gen zu Demokratie und Herrschaft überlagert.
Auch Bieber und Müller-Graff äußerten sich
kritisch zum Karlsruher Richterspruch. Bieber
bezeichnete die „provokative“ Betonung des
Schutzgutes ‚nationale Souveränität‘ als rück-
wärtsgewandt. Weder das europäische
Primärrecht noch das positive deutsche Ver-
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fassungsrecht stellten das Konzept des souve-
ränen Nationalstaates als schützenswert dar.
Müller-Graff thematisierte ebenfalls das Sou-
veränitätskonzept des Bundesverfassungsge-
richts und bemängelte dessen rein defensive
Ausrichtung. So würde der Übergang von
Einstimmigkeit zu qualifizierter Mehrheit le-
diglich als Gefahr für staatliche Souveränität
dargestellt, das positive Gestaltungspotenzial
von Mehrheitsentscheidungen aber nicht an-
erkannt. 

‚Rettungsanker oder Auslaufmodell‘ – eine
Situationsanalyse zur Krisenbeständigkeit der
Wirtschafts- und Währungsunion

Tagespolitisch aktuell wurde die Diskussion
auch im wirtschaftswissenschaftlichen Panel.
Die Teilnehmer der vierten Diskussionsrunde
debattierten die Rolle der Wirtschafts- und
Währungsunion (WWU) bei der Überwin-
dung tiefgreifender Finanzkrisen. Dabei gin-
gen alle Referenten insbesondere auf die aktu-
elle Situation ein, welche die Akteure der
WWU vor völlig neue Herausforderungen
stelle. Übereinstimmend betonten die Teil-
nehmer des von Rolf Caesar geleiteten Pa-
nels, dass sich die WWU im Zuge der welt-
weiten Finanz- und Wirtschaftskrise als
stabilisierender Faktor bewähren konnte. 

Ansgar Belke stellte in seinem einführenden
Beitrag dar, dass eine Entkoppelung von glo-
balen Finanzkrisen aber auch zukünftig nicht
gelingen werde, weshalb die wiederkehrenden
„Blasen“ am internationalen Finanzmarkt
auch weiterhin auf den Euroraum durchschla-
gen würden. Der derzeit vorhandene Liquidi-
tätsüberschuss führe dabei über kurz oder
lang auch in der Eurozone zu einer erhöhten
Umlaufgeschwindigkeit des Geldes, was wie-
derum den Effekt steigender Rohstoffpreise
nach sich ziehe. Die so charakterisierte „glo-
bale Sparschwemme“ gelte es aufzuheben.
Belke machte in seinem Vortrag allerdings
deutlich, dass der Euroraum auch in der Ver-
gangenheit und Gegenwart wegbrechende Ex-
portmärkte nur unzureichend durch steigende
Binnennachfrage ausgleichen konnte. Demzu-

folge sei auch für die nahe Zukunft den Verei-
nigten Staaten ein größeres Wachstumspoten-
zial als dem Euroraum zu prognostizieren.

In Bezug auf die Geldpolitik wagte Belke eine
eher verhaltene Diagnose. Fakten, die für eine
Beibehaltung des US-Dollars als weltweite
Leitwährung sprächen, lägen auf der Hand:
Die weltweite Reservenakkumulation ge-
schieht auf einem gleichbleibend hohen Ni-
veau in US-Dollar. Gleichzeitig werden
externe und fiskalische Defizite in den Verei-
nigten Staaten derzeit reduziert, während die
Entwicklung im Euroraum den entgegenge-
setzten Trend nachzeichnet. Auch den Mangel
an „politischem Potenzial“ in Europa, an der
Neuordnung der globalen Finanzordnung ent-
scheidend mitzuwirken, kritisierte Belke. Es
müsse ein Ziel der kommenden zehn Jahre
sein, die politische Integration der Märkte des
Euroraums über den Wirkungsrahmen der
WWU hinaus bis hin zu gemeinsamen
Finanzinstitutionen und einer gemeinsamen
Repräsentanz in globalen Finanzinstitutionen
zu führen. Dann, so Belke, würde die geldpo-
litisch bessere Ausgangslage der WWU im
Vergleich zu den USA auch zum Tragen
kommen und der Euro im Hinblick auf die in-
ternationale Leitwährung mittel- bis langfris-
tig zum US-Dollar in Konkurrenz treten. 

In seinem Panelstatement erläuterte Wim Kös-
ters, dass die Unabhängigkeit der Europä-
ischen Zentralbank (EZB) für eine erfolgrei-
che Geldpolitik im Kontext der Finanz- und
Wirtschaftskrise elementar ist und bleibe.
Aufkeimenden Diskussionen mit Blick auf
mögliche Beschränkungen dieser absoluten
Unabhängigkeit der EZB, sei mit größter Vor-
sicht zu begegnen. Kösters betonte, dass sich
die WWU insbesondere auch deshalb in der
Krise bewährt hätte, da durch den Euro wäh-
rungspolitische Verwerfungen verhindert
wurden. Starke innereuropäische Ungleichge-
wichte (Stichwort: Staatsdefizite) stellten je-
doch für die Europäische Währungsunion
(EWU) eine große Herausforderung dar. Der
Erfolg der EWU sei deshalb keineswegs ga-
rantiert und müsse kontinuierlich erarbeitet
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werden. András Inotai kritisierte, dass allein
auf Geldpolitik basierende Krisenlösungsme-
chanismen zu weitreichenden Problemen, wie
zum Beispiel einer ausnahmslos hohen Staats-
verschuldung führten, sodass möglichst zü-
gig auch über mögliche Exit-Strategien nach-
gedacht werden müsse.

Als Vertreter aus der Politik äußerte sich ab-
schließend Klaus Gretschmann erfreut über
den positiven und geeinten Umgang der Euro-
päischen Union mit der globalen Finanz- und
Wirtschaftskrise. Bei näherer Betrachtung
handele es sich bei den Reaktionen der Mit-
gliedstaaten jedoch vornehmlich um nationale
und sektorale Krisenbekämpfungsinstru-
mente. Innerhalb der Union sei mit Konflik-
ten zwischen den Mitgliedstaaten und der
Europäischen Kommission hervorragend um-
gegangen worden und auch nach außen sei die
Europäische Union geschlossen aufgetreten.
Gretschmann betonte ebenfalls, dass es an der
Zeit sei, die Aufmerksamkeit von den Krisen-
lösungsmechanismen auf mögliche Auswege
aus der Verschuldungsproblematik zu richten. 

Ob die Europäische Union in den internatio-
nalen Beziehungen eine ähnlich fortentwi-
ckelte Akteursqualität aufweist wie in der
wirtschaftlichen Anti-Krisenpolitik, wurde im
folgenden Panel diskutiert.

Integrationsmotor oder außenpolitischer Ak-
teur? Die Rolle Europas in der Welt

Das Panel schrieb der Europäischen Union
insgesamt eine zunehmende aber noch punk-
tuelle Akteursqualität zu. Der Vorsitzende des
Panels Michael Kreile betrachtete als wich-
tigsten Problembereich in diesem Zusammen-
hang den Zielkonflikt zwischen Handlungsfä-
higkeit und Erweiterung der Europäischen
Union. 

Elfriede Regelsberger sagte einleitend, dass
der Ansatz der IEP-Forschung zur Gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik (GASP)
immer gewesen sei, nach der ‚nature of the
beast‘ zu fragen. Regelsberger betonte, dass
die Europäische Union weder ein außenpoliti-

scher Zwerg noch eine Weltmacht sei, aber
über Akteursqualität verfüge. So stellte sie bei
ihrer Analyse der Instrumente und Akteure
der GASP qualitative und quantitative
Wachstumstrends fest, die sich sowohl auf die
klassischen Instrumente (Deklarationen,
Reise- und Vermittlungstätigkeit und politi-
scher Dialog) als auch auf die neuen Instru-
mente (insbesondere gemeinsame Aktionen,
vor allem in Form des zivilen und militäri-
schen Krisenmanagements, und die Sonderbe-
auftragten) bezogen. Zudem gebe es auch eine
wachsende Anzahl von Akteuren, welche die
Sichtbarkeit und Kontinuität der GASP si-
chern helfen. Ausblickend dürfe man ge-
spannt sein, wie sich die Rolle des Hohen
Vertreters für die GASP und des Europä-
ischen Auswärtigen Dienstes mit dem Lissa-
bonner Vertrag ändern werde.

In ihrem Vortrag leuchtete Barbara Lippert
aus, wie es zur Erweiterungsdynamik und der
darauffolgenden Krise der Erweiterung ge-
kommen ist und was daraus gelernt werden
kann. Die Anziehungskraft der Europäischen
Union ergebe sich aus ihrer Wirtschaftskraft
und ihren Fähigkeiten, als Modernisierungs-
und Demokratisierungshebel zu wirken. Die
Europäische Union habe dabei die Erweite-
rungsdynamik stets aus der Integrationsdyna-
mik heraus erklärt und nie als ein strategi-
sches Ziel der Machtentfaltung verstanden.
Erst die EU-Osterweiterung wurde mit geopo-
litischen Konzepten und dem Begriff der ‚soft
power‘ unterlegt. 

Da die Erweiterungspolitik aber ins Stocken
geraten sei, so Lippert, müsse die Europäische
Union umsteuern und zwischen Erweiterung
und Außenpolitik differenzieren, um eine
Fehlentwicklung der Erweiterungspolitik in
Richtung „Mädchen für alles“ zu verhindern.
Deshalb solle die Europäische Union Bei-
trittsverhandlungen künftig zeitlich begrenzen
und sich darüber klar werden, ob ein Land tat-
sächlich aufgenommen werden soll, anstatt
der bisher existierenden Prozessautomatik zu
folgen. Hieraus ergab sich für Lippert die
spannende Frage, was es für das Rollenbild
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der Europäischen Union bedeuten könnte,
wenn sie sich von der Politik der offenen Tür
verabschiede.

Auch Antonio Missiroli befasste sich mit der
Frage, wie die Erweiterungspolitik in das
breitere Ensemble der Außenpolitiken hinein-
spielt. Er bezeichnete die Erweiterungspolitik
als eine „zufällige“ Außenpolitik mit anderen
Mitteln, die sich auch sprachlich von anderen
Politiken unterscheide, da zum Beispiel nicht
von ‚Expansion‘ die Rede sei. Laut Missiroli
steht die Erweiterungspolitik heute an einem
Scheidepunkt, da sie nicht mehr ausreicht um
Reformen in der Türkei oder den Staaten des
Westlichen Balkans voranzutreiben und da
die Konditionalität viel weniger effektiv funk-
tioniert als das noch bei der Osterweiterung
der Fall war. Vor diesem Hintergrund schätzte
Missiroli die Europäische Nachbarschaftspo-
litik (ENP) als die ‚Wachstumsindustrie‘ in
der Wissenschaft ein: Jedoch handele es sich
bei der ENP um eine unausgereifte Politik,
die weder ausschließlich als Erweiterungs-
noch als Außenpolitikinstrument betrachtet
werden könne.

Die Integrationsforschung der Zukunft: neue
theoretische und praktische Herausforderun-
gen 

Nach inhaltsreichen und in Teilen kontrovers
geführten Debatten kamen die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer der zweitägigen Konfe-
renz zu dem Schluss, dass sich die „Integrati-
onsforschung auf dem Weg zu neuen
Grenzen“ befinde. So sei bemerkenswert, be-
tonte die Leiterin des letzten Panels, Tanja
Börzel, dass sich die EU-Forschung in
Deutschland inzwischen als eigenes Feld eta-
bliert habe. Mit Blick auf die Herausforderun-
gen, mit denen die Integrationsforschung zu
Beginn des 21. Jahrhunderts konfrontiert sei,
bemängelte Markus Jachtenfuchs die feh-
lende Distanz zum Untersuchungsgegenstand
und die zu starke Orientierung an der politi-
schen Agenda. Eine zu starke Policy-Orientie-
rung könne sich dann für die Europafor-
schung als gefährlich erweisen, wenn sich die

Wissenschaft der Attraktivität der zwar aktu-
ellen doch zumeist schnelllebigen Themen
der Policy-Akteure unterwerfe. Weder die Eu-
ropäische Union noch ihre Agenda dürfe auf-
grund ihrer Einmaligkeit als vorbehaltlos po-
sitiv betrachtet werden. Anders als vor etwa
30 Jahren bestehe kein Informationsdefizit
mehr, weder die Bürger noch politische Ak-
teure müssten von den Vorteilen europäischer
Integration überzeugt werden. Stattdessen sei
die Europäische Union „politisch angekom-
men“. Demzufolge forderte Jachtenfuchs
mehr Mut zu streitbarer EU-Forschung und
eine Abkehr von unkritischer Europagläubig-
keit. Carina Sprungk schloss sich dieser Ar-
gumentation an und betonte die Notwendig-
keit, die sui generis-Debatte zu überwinden,
die ohnehin eine intern beschränkte Sicht-
weise sei. Sprungk berichtete demgegenüber
von der Außenwahrnehmung der europä-
ischen Integrationsforschung, die beispiels-
weise in den USA vielmehr als Teilbereich in-
ternationaler Politik gewertet werde. Als
Entwicklungsmöglichkeiten skizzierte die Re-
ferentin eine stärkere Verknüpfung der EU-
Forschung mit den klassischen Themen der
Politikwissenschaft. Wenn das politische Sys-
tem der Europäischen Union als gegeben an-
gesehen werde, könne der Fokus der Integrati-
onsforschung zukünftig stärker auf
komparative Politikwissenschaft und Regie-
rungslehre gelegt werden. In diesem Kontext
solle der ‚governance turn‘ in der Integrati-
onsforschung die gegenseitige Befruchtung
mit anderen Disziplinen ermöglichen. Gover-
nance-Forschung könne zudem eine Auswei-
tung des Blicks auf Privatakteure und Bürger
bewirken sowie eine Verbindung zwischen
nationaler und internationaler Ebene herstel-
len.

Anschließend erläuterte Annette Elisabeth
Töller, dass im politikwissenschaftlichen
„Mainstream“ ein qualitativer ‚turn‘, in der
Integrationsforschung dagegen ein quanti-
tativer ‚turn‘ stattgefunden habe. Die zwei
Varianten quantitativer EU-Forschung (quan-
tifizierend-beschreibende beziehungsweise
quantitativ-erklärende Studien) trügen beide
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zu einer stärkeren Überprüfbarkeit des tat-
sächlichen Einflusses der europäischen auf
die nationale Gesetzgebung bei. Töller ver-
neinte zwar, dass ein „nennenswerter“ quanti-
tativer ‚turn‘ stattgefunden habe, unterstrich
jedoch, dass statistische Erfassungen im Rah-
men der EU-Forschung – beispielsweise die
quantitative Zusammenstellung von Rechts-
akten – eine gewisse Systematisierung und ei-
nen Erkenntnisgewinn ermöglichten. Auf
diese Weise könnte Mythenbildungen, wie
dem 80-Prozent-Mythos zur EU-Gesetzge-
bung, entgegen gewirkt werden. Aufgrund der
Komplexität des EU-Systems bleibe jedoch
eine mangelnde Aussagekraft in einzelnen
Bereichen bestehen. Zudem könnten unter-
schiedliche Methoden zu diversen Ergebnis-
sen führen. Töller erhoffte sich jedoch als zu-
künftiges Ergebnis des quantitativen ‚turns‘,
trotz seiner Schwächen, einen stärkeren An-
schluss der Europaforschung an den Main-
stream der Politikwissenschaft.

Einen abschließenden Blick auf praktische
Problemlagen transnationaler EU-Forschung
warf Gesa-Stefanie Brincker. Sie betonte,
dass mit der Erweiterung von 2004/2007 zwar
zahlreiche neue Möglichkeiten der Koopera-
tion zwischen Wissenschaftlern aus West-
und Mittelosteuropa entstanden seien. Der da-

mit zutage tretenden Verschiedenheit in den
einzelnen Forschungskulturen, welche die all-
tägliche gemeinsame Forschungsarbeit er-
schwerten, werde jedoch noch nicht ausrei-
chend begegnet. So müsse im Kontext der
zunehmend transnationalen Forschungsvorha-
ben zukünftig ein stärkerer Fokus auf die kon-
krete Realisierbarkeit der Projekte gelegt wer-
den – und zwar im gegenseitigen Austausch
zwischen den Forschern unterschiedlicher
Herkunft. Brincker betonte, dass nur mittels
gemeinsam erarbeiteter Lösungen die alltägli-
che Forschungskooperation über Grenzen
hinweg erleichtert werden könne.

Fazit

Insgesamt machte die Konferenz einmal mehr
deutlich, wie befruchtend der Austausch zwi-
schen Wissenschaftlern verschiedener Diszi-
plinen sowie zwischen Wissenschaft und Pra-
xis sein kann – dies umso mehr, wenn es sich
um ein so komplexes sowie sich stetig wan-
delndes Gebilde handelt wie die Europäische
Union. Gerade angesichts neuer interner wie
externer Herausforderungen an die Europä-
ische Union bedarf es deshalb auch in der Zu-
kunft einer Weiterführung der Integrations-
forschung innerhalb sowie im Austausch
zwischen den Disziplinen.
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